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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Die vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1956 
— Anlage A der Drucksache 1518 — festgestellten über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben werden nachträglich ge- 
nehmigt, und die Bemerkungen dos Bundesrechnungshofes 
zu der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1956 werden bis auf die Vorbehalte für erledigt erklärt 
(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO). 

II. Die Bundesregierung wird wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1956 (einschließlich Ver- 
mögensj.'echnung) gemäß Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes und § 108 Abs. 1 und 2 RHO entlastet. 

III. Der Deutsche Bundestag nimmt von dem Bericht des 
Bundesrechnuiigshofes über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anlage B der Druck- 
sache 1518) und von der Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes vom 24. Oktober 1959 über 
die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse des Bundes- 
rechnungshofes (Anlage C der Drucksache 1518) Kenntnis. 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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IV. Folgenden Entschließungsanträgen wird zugestimmt: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei der Aufstellung und der Ausführung der Bundes- 
haushaltspläne die Feststellungen und Bemerkungen 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
(Anlage) zu beachten. 

2. Die Bundesminister werden ersucht, 

die Einzelbemerkungen und die in der Denkschrift ent- 
haltenen Prüfungsergebnisse des Bundesrechnungs- 
hofes, soweit diese ihren Geschäftsbereich betreffen, 
allen an der Ausführung der Bundeshaushaltspläne be- 
teiligten Behörden und Stellen bekanntzugeben. 

3. Der Bundesminister der Finanzen wird im besonderen 
ersucht, 

bei der Aufstellung und der Ausführung der Bundes- 
haushaltspläne sowie bei der Aufstellung der Bundes- 
haushaltsrechnungen darauf zu achten, daß den Fest- 
stellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Anlage) Rechnung getra- 
gen wird. 

4. Die Bundesregierung wird ferner ersucht, 

a) über die in der Drucksache 1003 behandelten allge- 
meinen Grundsätze für die Tätigkeit von Beamten 
in Organen wirtschaftlicher Unternehmen baldigst 
Richtlinien herauszugeben und diese dem Bun- 
destag bekanntzugeben; 

b) in diesen Richtlinien die in Organen der wirtschaft- 
lichen Unternehmungen tätigen Beamten zu ver- 
pflichten, mit besonderer Sorgfalt dahin zu wirken, 

aa) daß die Jahresabschlüsse und Geschäftsberichte 
der wirtschaftlichen Unternehmungen rechtzei- 
tig aufgestellt werden, 

bb) daß die jährlich erforderlichen Berichte der 
sachverständigen Prüfer (§ 48 Abs. 2 RHO) den 
Überwachungsorganen (§ 96 AktG) und den 
beamteten Mitgliedern dieser Organe (§ 111 
Abs. 1 Nr. 2 RHO) termingerecht vorgelegt 
werden, 

cc) daß die gemäß § 81 AktG erforderlichen regel- 
mäßigen Berichte rechtzeitig und laufend er- 
stattet werden und daß in diesen Berichten 
eine ausreichende Darstellung des Ganges der 
Geschäfte und der Lage der Unternehmen 
enthalten ist; daß auf Verlangen der Über- 
wachungsorgane Zwischenabschlüsse vorgelegt 
werden, 

dd) daß die Unternehmensleitungen beauftragt 
werden, innerbetriebliche Prüfungseinrichtun- 
gen (Innenrevision) einzurichten, 

ee) daß die Geschäftsleitung wirtschaftlich bedeu- 
tender Unternehmen aus mehr als einer Person, 
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besteht, also als Kollegialorgan bestellt wird, 
und daß der Vorsitzer einer mehrgliedrigen Ge- 
schäftsleitung nicht das Recht hat, bei Meinungs- 
verschiedenheiten innerhalb der Geschäftslei- 
tung allein zu entscheiden, 

ff) daß beim Zustandekommen eines Beschlusses 
über den Inhalt der Dienst- und Anstellungs- 
verträge mit Vorstandsmitgliedern und Ge- 
schäftsführern Aufsichtsratsausschüsse (Verwal- 
tungsratsausschüsse) von mindestens drei 
Aufsichtsratsmitgliedern eine Entscheidungs- 
befugnis haben, sofern nicht der gesamte Auf- 
sichtsrat über diese Verträge entscheidet; daß 
der Inhalt dieser Anstellungsverträge sich im 
Rahmen angemessener Bedingungen und der 
gesetzlichen Vorschriften halten muß; daß Kre- 
dite an Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer 
und leitende Angestellte im Sinne des § 80 
AktG nur mit Einwilligung der Überwachungs- 
organe gewährt werden; 

c) die Bundesministerien und sonstigen Bundesbehör- 
den, die Kapitalbeteiligungen an wirtschaftlichen 
Unternehmen verwalten und vertreten, anzuweisen, 
die vorherige Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen herbeizuführen, wenn Maßnahmen im 
Sinne des § 60 RWB (z. B. Kapitalerhöhungen, Än- 
derung der Gesellschaftsverträge, Neubeteiligungen 
u. a.) durchgeführt werden sollen. 


Bonn, den 28. Oktober 1960 


Der Haiishaltsausschuß 


Schoettle 

Vorsitzender 


Dr. Stecker Dr. Schild 

Berichterstatter 


3 



Drucksache 2169 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 

Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 


Der Haushaltsausschuß hat auf Grund der Prü- : 
fung der Bundeshaushaltsrechnung 1956 durch den | 
Rechnungsprüfungsausschuß sowie auf Grund der i 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes, des Be- 
richts des Bundesrechnungshofes über die Prüfung 
von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, , 
der Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes und des Berichts des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über seine Tätigkeit als Bun- 
desbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung zur Bundeshaushaltsrechnung 1956 die 
nachfolgenden Feststellungen und Bemerkungen 
einstimmig gebilligt: 

1. Der Überschuß des Rechnungsjahres 1956 (§§ 75, 
77 RHO) beträgt 832 766 973,35 DM. In diesem 
Uberschuß ist ein Betrag von 91 273 879,07 DM 
enthalten, den der Bundesminister der Finanzen 
zum Ausgleich der kassenmäßigen Mehraus- 
gabe des ordentlichen Haushalts 1956 aus der 
kasserimäßigen Mehreinnahme des ordentlichen 
Haushalts 1955 entnommen hat. Ferner hat der 
Bundesminister der Finanzen die kassenmäßige 
Mehrausgabe des außerordentlichen Haushalts 
1956 unmittelbar vor dem Abschluß durch einen 
Zuschuß aus dem ordentlichen Haushalt 1956 in 
Höhe von 2 678 951 534,63 DM abgedeckt. Da- 
mit ist ein Teil des Überschusses des ordent- 
lichen Haushalts 1956 gemäß § 75 Abs. 2 RHÜ 
zur Verminderung des Anleihebedarfs verwen- 
det worden. Ohne diese Buchungen hätte sich 
beim ordentlichen Haushalt für das Rechnungs- 
jahr 1956 ein Überschuß in Höhe von 
3 420 444 628,91 DM ergeben. 

2. Zu den allgemeinen Fragen des Haushaltsrechts 
stellt der Haushaltsausschuß fest, daß er, so- 
weit er nicht ausdrücklich eine andere Stellung- 
nahme vorschlägt, dem Standpunkt des Bundes- 
rechnungshofes beitritt. 

3. Der Haushaltsausschuß schließt sich den Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1956 an und schlägt dem 
Bundestag die Entlastung vor. 

Im einzelnen lenkt der Haushaltsausschuß die 
Aufmerksamkeit des Bundestages auf die ini 
nachfolgenden Teil dieses Berichtes erwähnten 
Vorgänge. 


Anlage A der Drucksache 1518 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1956 
(einschließlich Vermögensrechnung) 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

4. (zu Tz. 4 und 5) 

Der Bundesminister der Finanzen hat den in 
der Bundeshaushaltsrechnung 1956 ausgewiese- 


nen Überschuß von 832 766 973,35 DM von den 
Fehlbeträgen abgesetzt und damit zur Minde- 
rung des noch ungedeckten Gesamtfehlbetrages 
verwendet. Finanzwirtschaftlich hat der Bundes- 
rechnungshof in Anbetracht der jahrelangen 
Außerkraftsetzung des § 75 Satz 1 RHO gegen 
die Verrechnung des Überschusses mit einem 
Fehlbetrag nichts einzuwenden. Da jedoch nach 
§ 75 Satz 2 RHO der Überschuß in voller Höhe 
zur Verminderung des Anleihebedarfs oder zur 
Schuldentilgung zu verwenden war, hätte der 
Bundesminister zu der abweichenden Regelung 
wegen des Betrages von rd. 832,8 Mio DM 
einer Ermächtigung durch Haushaltsgesetz be- 
durft. 

Zum Ausgleich der Ist-Einnahmen und der Ist- 
Ausgaben des ordentlichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1956 hat der Bundesminister den 
Betrag von 91,3 Mio DM dem Bestandskonto 
„Kassenminderausgabe aus dem Rechnungsjahr 
1955 " entnommen. Hiergegen erhebt der Bun- 
desrechnungshof grundsätzliche Bedenken. Dem 
Haushalt 1956 wurden Mittel zugeführt, die da- 
für nicht zur Verfügung standen. Dadurch ist 
das Jahresergebnis 1956 unrichtig ausgewiesen 
und den am Ende des Rechnungsjahres 1955 
bestehenden Ausgaberesten des Rechnungsjah- 
res 1955 die Deckung entzogen worden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat festge- 
stellt, daß die formellen Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes ihre Richtigkeit haben, 
und dem Bundesminister der Finanzen empfoh- 
len, derartige Verstöße gegen die Reichshaus- 
haltsordnung in Zukunft tunlichst zu vermeiden 
und dem Haushaltsausschuß nach Möglichkeit 
vor dem Abschluß eines jeden Rechnungsjahres 
einen Bericht vorzulegen. 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1956 

5. (zu Tz. 7 bis 12) 

Der Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1956 (§§ 75, 
77 RHO) beträgt 590 526 217,88 DM. Der Bun- 
desfinanzminister hat aus dem Überschuß des 
ordentlichen Haushalts 1956 einen Betrag von 
2 678 951 534,63 DM dem außerordentlichen 
Haushalt zur Minderung des Anleihebedarfs 
zugeführt. Ohne diesen Beitrag des ordentlichen 
Haushalts hätte sich beim außerordentlichen 
Haushalt ein Fehlbetrag von 590 526 217,88 DM 
- 1 - 2 678 951 534,63 DM = 3 269 477 752,51 DM 
ergeben. Der Fehlbetrag von 590 526 217,88 DM 
hätte bei sinngemäßer Anwendung des § 75 
Satz 1 RHO spätestens in den Bundeshaushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1958 als ordentliche 
Ausgabe eingestellt werden müssen. Nach § 6 
des Haushaltsgesetzes 1958 wird jedoch der 
§ 75 Satz 1 RHO im Rechnungsjahr 1958 nicht 
angewendet. 
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An ungedeckten Fehlbeträgen sind am Ende des 
Rechnungsjahres 1956 zusammen 3 105781 944,94 
DM vorhanden gewesen. Am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1957 sind 7 366 422 707,04 DM noch 
ungedeckt gewesen. 

Der Bundesrechnungshof hat zuletzt in seinen 
Bemerkungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1955 darauf hingewie- 
sen, daß die Bereinigung der ungedeckten Fehl- 
beträge nicht länger zurückgestellt werden 
sollte — Drucksache 554 der 3. Wahlperiode 

S. 9. Der Bundesrechnungshof beabsichtigt, zu 
gegebener Zeit zu dem Problem der Neu- 
deckung von Ausgaberesten aus Vorjahren 
Stellung zu nehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat auf die Bedeutung 
des § 75 Satz 1 RHO hingewiesen. 


Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 RHO 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

6. (zu Tz. 15) 

Im Rechnungsjahr 1954 hat die Eigentümerin 
einer Liegenschaft ihr bisher industriell genutz- 
tes Besitztum, das aus Werkgebäuden und 
5,5 ha hauptsächlich forstwirtschaftlich genutz- j 
tem Gelände bestand, Dienststellen des Bundes > 
zum Erwerb angeboten. Es haben ausgedehnte 
Kaufverhandlungen stattgefunden, in denen im- 
mer wieder neue Kaufpreise festgesetzt worden 
sind. Der Kaufvertrag ist erst am 24. Mai 195" , 
abgeschlossen worden. Der Kaufpreis betrug 
ohne Nebenkosten 320 000 DM. Insgesamt sind 
342 271,90 DM Kosten entstanden, die erst im 
Laufe des Rechnungsjahres 1955 gezahlt wur- 
den. Dagegen ist bereits in der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1954 eine außerplanmäßige Aus- 
gabe in Höhe von 350 000 DM nachgewiesen 
worden; der Gegenwert ist zunächst auf ein 
Sperrkonto der Eigentümerin bei einer Spar- 
kasse überwiesen worden. 

Bei den Verhandlungen über den Kaufpreis ist 
den beteiligten Dienststellen nicht bekannt ge- 
wesen, daß die Liegenschaft durch ein dazwi- 
schenliegendes Grundstück eines anderen Eigen- 
tümers in zwei Teile getrennt war. Dies ist erst 
im April 1955 bei der Vorbereitung des nota- 
riellen Kaufvertrages festgestellt worden. Es ist 
zur Verbindung der beiden Teile erforderlich 
geworden, das dazwischenliegende Grundstück 

— zusammen mit einem weiteren Grundstück 

— zum Preis von rd. 5900 DM zu erwerben. Mit 
den Umbau- und Ausbauarbeiten wurde erst im 
Rechnungsjahr 1958 begonnen. Dabei hat sich 
herausgestellt, daß die Gebäude in erheblichem 
Umfang vom Schwamm befallen waren. Bis zum 
Beginn der Bauarbeiten entstanden für die Be- 
wachung und Bewirtschaftung mindestens 
23 000 DM Kosten. 

Auf den Vorhalt des Bundesrechnungshofes, 
daß im Rechnungsjahr 1954 ein Bedarf zum Er- 
werb einer Liegenschaft für den Bundesgrenz- 


schutz nicht bestanden habe, hat der Bundes- 
minister des Innern erwidert, die damals vor- 
gesehene Verstärkung des Bundesgrenzschut- 
zes auf 20 000 Beamte sei davon abhängig ge- 
wesen, daß rechtzeitig Unterkünfte beschafft 
würden. Der Bundesrechnungshof bleibt nach 
seinen Darlegungen in der Bemerkung der Auf- 
fassung, daß die Voraussetzungen für eine 
außerplanmäßige Ausgabe im März 1955 nicht 
Vorlagen. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner beanstan- 
det, daß ein über dem geschätzten Wert liegen- 
der Preis für das Grundstück gezahlt worden 
ist. Er hat weiter bemängelt, daß den beteilig- 
ten Dienststellen die Beschaffenheit des Anwe- 
sens bei den Kaufverhandlungen nicht genau 
bekannt war. Er ist auch der Ansicht, daß der 
in Aussicht genommene Aufwand für den Aus- 
bau der erworbenen Anlage — im Haushalts- 
plan 1959 sind die Gesamtkosten für die Her- 
richtung und den Ausbau der Unterkunft mit 
1,32 Mio DM angegeben ■ — ■ wirtschaftlich nicht 
vertretbar ist. Ferner ist beanstandet worden, 
daß die Ausgabe von 350 000 DM im Rech- 
nungsjahr 1954 geleistet worden ist. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1, § 28 
Abs. 1, § 68 Abs. 1 und § 69 Abs. 1 RHO sowie 
gegen die §§ 1 und 4 Abs. 1 Satz 1 RKO vor. 

Der Bundesminister des Innern und der Bundes- 
minister der Finanzen werden im Hinblick auf 
die Schvzammschäden, die sich bei Beginn der 
Bauarbeiten im Rechnungsjahr 1958 herausge- 
stellt haben, nunmehr über die Verwendung 
der Liegenschaft beschleunigt zu entscheiden 
haben. 

Ferner werden sie zu untersuchen haben, ob 
Gewährleistungsansprüche gegenüber der Ver- 
käuferin bestehen und ob die beteiligten Be- 
amten den Schaden, der dem Bund entstanden 
ist, zu ersetzen haben. Die Höhe des Schadens 
konnte bisher nicht festgestellt werden, da über 
die Verwendung der Liegenschaft noch nicht 
entschieden ist und noch nicht feststeht, welche 
Kosten entstehen werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat das über- 
eilte Handeln zum Ende des Rechnungsjahres 
1954 (Märzfieber) und das Führen von Kaufver- 
handlungen ohne vorliegende Katasterauszüge 
beanstandet und die Bundesregierung um einen 
Bericht über den Stand und den Ausgang der 
Untersuchungen ersucht, ob Gewährleistungsan- 
sprüche gegenüber der Verkäuferin bestehen 
und ob die beteiligten Beamten den Schaden, 
der dem Bund entstanden ist, zu ersetzen haben. 
Weiterhin sind in dem Bericht Ausführungen 
über die Höhe des entstandenen Schadens zu 
machen. 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

7. (zu Tz. 18) 

Die drei Einfuhr- und Vorratsstellen und die 
Einfuhrstelle für Zucker, die 1950/51 als Anstal- 
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ten des öffentlichen Rechts mit Sitz in Frankfurt : 
(Main) errichtet worden sind, erhalten vom ' 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten Zuschüsse. Der Bundesrechnungs- 
hof ist seit Jahren zur Erreichung von Einspa- 
rungen dafür eingetreten, daß eine gemeinsame I 
Verwaltungsstelle — auch für die Belange der 
im gleichen Gebäude untergebrachten Außen- j 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung ' 
und Landwirtschaft — eingerichtet wird. 

Erhebungen des Bundesministers im Jahre 1954 
haben ergeben, daß die Kassen und die Besol- 
dungsstellen der Anstalten und der Außenhan- 
delsstelle zusammengefaßt und dadurch Aus- 
gaben erspart werden können. Entsprechende 
Maßnahmen hat der Bundesminister aber nicht 
getroffen. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat Ende April 1959 
dem Bundesrechnungshof mitgeteilt, daß vor- 
erst von einer Weiterverfolgung der Angele- 
genheit abgesehen werde. Der Entwurf eines 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundesamtes | 
für Ernährung und Landwirtschaft sollte einer | 
beschleunigten weiteren Behandlung zugeführt | 
werden. Inzwischen hat der Bundestag am | 
12. Juni 1959 einen Entschließungsantrag ein- 
stimmig angenommen, in dem die Bundesregie- 
rung um Vorlage eines Gesetzes auch über die 
Zusammenfassung der hier in Rede stehenden 
Stellen ersucht wird. Der Bundesrechnungshof 
vertritt die Ansicht, daß entsprechend dem er- 
wähnten Beschluß des Bundestages ein Gesetz- 
entwurf über die Zusammenfassung der Bun- 
deseinrichtungen auf dem Gebiet der landwirt- 
schaftlichen Marktordnung mit der Außenhan- 
delsstelle beschleunigt vorzuleaen sei. um eine 
umfassende Verwaltimgsvereinfachung zu er- 
reichen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten er- 
sucht, den Gesetzentwurf über die Zusammen- 
fassung der Bundeseinrichtungen auf dem Ge- 
biet der landwirtschaftlichen Marktordnung mit 
der Außenhandelsstelle beschleunigt vorzu- 
legen. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 
8. (zu Tz. 20 a) 

Die Straßenbauverwaltung des Landschaftsver- 
bandes Westfalen-Lippe hat im Aufträge des 
Bundes den Ausbau der Bundesstraße 1 (Ruhr- 
schnellweg) in ihrem Gebiet durchzuführen. Die 
Eigentümer der für den Ausbau des Ruhr- 
schnellweges benötigten Grundstücke sollten 
für das überlassene Land nicht nur die gleiche 
Fläche an Land, sondern darüber hinaus noch 
einen Wertausgleich von mindestens 1 DM für 
den Quadratmeter erhalten. Der Landschafts- 
verband überwies der Stadt Dortmund auf ihre > 
Anforderung vom 20. Oktober 1956 500 000 DM j 
aus Bundesmitteln als Vorauszahlung auf die i 
zu erwartenden Kosten des Erwerbs von Ersatz- 
land. Der Stadt Dortmund ist es jedoch nicht 
gelungen, Austaiischgelände zu erwerben. Etwa ' 


zwei Jahre nach Empfang des Geldes zahlte die 
Stadt Dortmund am 29. August 1958 250 000 DM 
zurück, über die Verwendung der nach Rück- 
zahlung des Teilbetrages verbliebenen 250 000 
DM konnte die Straßenbauverwaltung keinen 
Nachweis erbringen. Der Bundesrechnungshof 
ist der Auffassung, daß beim Landerwerb für 
Straßenbaumaßnahmen eine Entschädigung in 
. Land im allgemeinen nicht in Betracht kommen 
wird. Die Straßenbauverwaltung habe bei der 
Übertragung ihrer Zuständigkeit auf die Stadt 
Dortmund gegen § 22 Abs. 4 und 5 des Bundes- 
fernstraßengesetzes in Verbindung mit § 7 
Abs. 2 der Ersten Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift für die Auftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen und auch gegen § 26 Abs. 1 
RHO verstoßen. Der Bundesrechnungshof hat 
verlangt, daß der dem Bund entstandene Scha- 
den ersetzt wird und daß die Verwaltung die 
Verwendung des noch nicht zurückgezahlten 
Restbetrages von 250 000 DM nachweist. 

Der Bundesminister für Verkehr wurde ersucht, 
nach Abschluß der Verhandlungen mit der Stadt 
Dortmund dem Rechnungsprüfungsausschuß 
einen Bericht vorzulegen. 

Der Haushaltsausschuß hat dem Bundesminister 
für Verkehr weiterhin empfohlen, angesichts 
der außerordentlichen Schwierigkeiten bei der 
Geländebeschaffung auf eine Verstärkung der 
Straßenbauämter durch die Länder hinzuwir- 
ken, damit die Planfeststellungsverfahren rei- 
bungslos durchgeführt werden können. 

9. (zu Tz. 20 b und c) 

Zur Anlage des Ruhrschnellweges wurden rd. 
8000 qm landwirtschaftlich genutztes Land eines 
Bauernhofes benötigt. Die Straßenbauverwal- 
tung hat nicht nur diese Fläche, sondern mit 
Vertrag vom 14. September 1956 163 732 qm 
für 386 784 DM gekauft und aus Bundesmitteln 
bezahlt. Die hiervon nicht für den Straßenbau 
benötigten Grundstücke sollten dazu dienen, 
weitere vom Ausbau des Ruhrschnellweges be- 
troffene Grundeigentümer mit Ersatzland abzu- 
finden. 

Die Straßenbauverwaltung des Landschaftsver- 
bandes hat die Bauvorhaben begonnen, ohne 
die Durchführung des Planfeststellungsverfah- 
rens nach § 17 Abs. 1 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes oder die förmliche Feststellung städte- 
baulicher Pläne im Sinne des § 17 Abs. 3 des 
Bundesfernstraßengesetzes abzuwarten. 

Der Haushaltsausschuß hat die Entschädigung 
der Grundeigentümer durch Hergabe anderen 
Geländes bejaht. Er hält es für erforderlich, daß 
für diese Maßnahme eine neue Rechtsgrund- 
lage geschaffen wird. Die alte Rechtsgrundlage 
stammt aus dem Jahre 1872 und trägt den Ge- 
gebenheiten der jetzigen Zeit nicht mehr in 
vollem Umfang Rechnung. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Verkehr um eine Stellungnahme 
zu den Beanstandungen des Bundesrechnungs- 
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hofes zu Tz. 20 b Abschnitte bb und cc ersucht : 
und folgende Feststellung getroffen: 

Am Grundsatz der Durchführung von Planfest- ^ 
stellungsverfahren ist festzuhalten. Die Zustim- 
mung des Bundesministers für Verkehr bei den 
entsprechenden Maßnahmen ist jeweils immer 
einzuholen. 

Einzelplan XIV — Bundesministerium für Woh- 
nungsbau 

10. (zu Tz. 21) 

Zum Sachverhalt hat der Bundesrechnungshof 
in der Drucksache 1518 u. a. ausgeführt: 

Ein als rechtsfähiger Verein eingetragenes In- 
stitut hat den Bundesminister für Wohnungsbau ■ 
im April 1950 um einen Zuschuß in Höhe von ■ 
80 000 DM zur Förderung einer Forschungs- ' 
arbeit („Städtebauliche Richtwerte") gebeten : 
und erklärt, daß das Werk zu Beginn der Con- 1 
structa-Bauausstellung im Sommer 1951 als Buch 
mit einem Umfang von rd. 400 Seiten vorliegen 
solle. Das Institut hat einen Architekten mit 
der Durchführung des Auftrages betraut. Insge- 
samt sind 80 000 DM gezahlt worden, davon 
haben das Institut 40 000 DM und der Architekt 
40 000 DM erhalten. Mit dem Architekten ist 
vereinbart worden, den Bund an den Einnah- i 
men zu beteiligen, die durch den Vertrieb des I 
Buches anfallen würden. Das Buch ist bis heute 
jedoch nicht erschienen, lediglich in der Deut- 
schen Bauzeitschrift sind einige Einzelergeb- 
nisse der Forschungsarbeit veröffentlicht wor- 
den. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. I 
Der Bundesminister wird die Abwicklung des 
Zuschusses nachzuweisen haben. Dabei wird zu 
prüfen sein, ob von den Beamten, die die Zu- 
wendung ohne ausreichende vertragliche Ab- 
machung und Uberwachungsmaßnahmen ge- 
währt haben, der dem Bund entstandene Scha- 
den zu ersetzen ist. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wurde 
ersucht, nach Abschluß der Angelegenheit dem 
Rechnungsprüfungsausschuß einen Bericht vor- 
zulegen. 

Einzelplanl4 — Bimdesminister für Verteidigung 

11. (zu Tz. 22) 

Ein Bataillonskommandeur hat im Rechnungs- 
jahr 1956 je eine Rechnung über eine Werk- 
ausstattung für den Bau von Segelflugmodellen 
(1005,48 DM) und über Bastelmaterial zum 
Segelflugmodellbau (848,49 DM) als „sachlich 
richtig" bescheinigt (§ 78 Abs. 1 RRO). Der 
Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß das | 
Bataillon die beiden Rechnungen im voraus hat | 
ausstellen lassen. Der Auftrag ist förmlich erst 
im Rechnungsjahr 1957 erteilt worden. Der Auf- I 
tragnehmer hat die Lieferung in der Haupt- | 
Sache bis Anfang Juli 1957 ausgeführt. Im Zeit- 
punkt der Prüfung durch den Bundesrechnungs- 
hof — - Anfang September 1957 — lagerten die 


Gegenstände noch ungenutzt. Es steht die Frage 
offen, ob die Werkausstattung in der Zwischen- 
zeit eine zweckmäßige Verwendung gefunden 
hat. 

Der Bundesminister für Verteidigung wurde er- 
sucht, über die Verwendung der Werkausstat-, 
tung dem Rechnungsprüfungsausschuß einen 
Bericht vorzulegen. 


Vorbehalte zu der Bundeshaushalts- 
rechnung 1956 

12. (zu Tz. 36) 

Der Bundesrechnungshof hat die Prüfung der 
bei diesen Haushaltsstellen nachgewiesenen 
Einnahmen und Ausgaben nicht abschließen 
können, da die Verwaltung Rechnungen ver- 
spätet vorgelegt und Prüfungsmitteilungen nicht 
rechtzeitig beantwortet hat. In einigen Fällen 
sind weitere Erhebungen und Verhandlungen 
notwendig geworden. Der Bundesrechnungshof 
ist auch in den Bemerkungen zu den Bimdes- 
haushaltsrechnungen 1954 und 1955 genötigt 
gewesen, diese Gegebenheiten zu beanstanden. 

Der Haushaltsausschuß hat den Bundesrech- 
nungshof ersucht, in den Bemerkungen zur Bun- 
deshaushaltsrechnung 1957 die Verv/altungs- 
stellen anzuführen, die Rechnungen verspätet 
vorgelegt und Prüfungsmitteilungen nicht recht- 
zeitig beantwortet haben. 


Vermögensrechnung 

13. (zu Tz. 39) 

In einigen Fällen ist auch im Rechnungsjahr 
1956 die nach § 32 Abs. 2 VBRO geforderte 
Übereinstimmung zwischen Vermögensrechnung 
und Geldrechnung noch nicht erreicht worden. 
Ein Land hat die Vermögensrechnungen über 
die vermögenswirksamen Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben der Kriegsopferversorgung noch 
immer nicht aufgestellt. 

Weitere Unstimmigkeiten in der Vermögens- 
rechnung sind dadurch entstanden, daß einige 
mit der Verwaltung der Bundesstraßen beauf- 
tragte Landesdienststellen die vermögenswirk- 
samen Einnahmen und Ausgaben nicht richtig 
nachgewiesen haben. 

Der Haushaltsausschuß hat den Bundesminister 
für Arbeit ersucht, die Angelegenheit der Auf- 
stellung der Vermögensrechnungen über die 
vermögens wirksamen Haushaltseinnahmen- und 
-ausgaben der Kriegsopferversorgung durch ein 
Land nunmehr zu bereinigen. 

Er hat weiterhin den Bundesminister für Ver- 
kehr ersucht, die Länder anzuweisen, beim 
Nachweis der vermögenswirksamen Einnahmen 
und'Ausgaben bei der Verwaltung der Bundes- 
straßen mit der notwendigen Sorgfalt zu ver- 
fahren. 
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Anlage B der Drucksache 1518 

Bericht des Bundesrechnimgshofes 
über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

Der Bericht des Bundesministers für wirtsrheft- 
lichen Besitz des Bundes über die Gesamtheh^ | 
der Bundesunternehmen, der in den Allgemei- ! 
nen Vorbemerkungen zum Bundeshaushalts- | 
plan 1959 enthalten ist, muß zur Behänd- j 
lang der Fragen mit herangezogen wer- j 
den. Weiterhin sind im Bericht des Bundes- ' 
rechnungshofes Flinvzeise auf die Drucksarhe 
1003 (Beantwortung der Kleinen Anfrage der i 
Fraktion der DP — Drucksache 873 der 3. Wahl- i 
Periode — ) gemacht. | 

Es bestehen noch sehr viel Unklarheiten über i 
die Rechte und Pflichten der Beamten, die in 
Gesellschaftsorganen tätig sind. Es erscheint er- 
forderlich, daß für diese Beamten Richtlinien 
herausgegeben werden. Schon vor April 1950 | 
hat der Bundesrechnimgshof angeregt, daß die ! 
jeweils zuständigen Minister ihren Beamfen i 
in den Organen der Unternehmen Weisunrie- 
im Sinne der vom Bimdesrechnungshof in sc- : 
nen Berichten nach § 107 Abs. 2 RHO aufriC' 
stellten Grundsätze erteilen. Bis heute stellt je- ' 
doch noch nicht fest, wann mit dem Ersehe iuc " 
der Richtlinien gerechnet werden kann. 

Der Bericht des Biindesrechnnngshofes behan- 
delt überwiegend Ergebnisse aus Prüfungen, ; 
die der Bundesrechnungshof vom Beginn des ' 
Jahres 1957 an bis Ende März 1959 vorgenom- i 
men hat. Die Prüfungen beziehen sich hcuipt- ' 
sächlich auf Geschäftsjahre, die in den Kalen 
derjahren 1956 und 1957 endeten. Es wird be- 
anstandet, daß die Jahresabschlüsse und Ge- | 
schäftsberichte einer Reihe von Unternehmen 
sehr stark nachhinken. Organberichte erschie- 
nen oft zu spät. Der Haushaltsansschuß hat im 
Zusamimenhang mit den Beratungen über die 
unter Tz. 49 des Berichts des Riindesrechniinfjs- ! 
hofes behandelte Angelegenheit dio.se Gege- | 
benheiten beanstandet. Wenn gegen Ende des ! 
Jahres 1959 vom Bundesrechnungshof festge 
stellt werden mußte, daß auch von anderen 
Unternehmen Jahresabschlüsse und Oraan- | 
berichte mit erheblicher Verspätung vorgehvft. 
werden, dann ist dies wahrscheinlich zum Ted 
auf das Fehlen der Richtlinien zurückziifühi c 
Die Übervcachung der Geschäftsführung durch ! 
das Uberwachungsorgan wird durch die späte 
Aufstellung und Prüfung der Jahresabschlüsse 
beeinträchtigt, Außerdem worden oft während 
dos Geschäftsjahres Berichte im Sinne dos § 81 
AktG von der Geschäftsleitimg nicht oder nicht 
rechtzeitig erstattet. Es ist weiterhin festgesfoMt 
worden, daß in den Berichten der Gang der 
Geschäfte und die Lage der Unternehmen nicht I 
ausreichend dargestellt werden. Dadurch wird ' 
die überwacluing der Geschäftsführung wc^Siuit- | 
lieh erschwert. In vielen GosePsrhaften -- ins- : 
besondere in den Gesellschaften mit beschränk- | 
ter Haftung — werden die vieiJcl iährl ich not- ■ 


wendigen Berichte nicht erstellt. Viele Ge- 
schäftsvorfälle müssen nachträglich geneh- 
migt werden, da nicht rechtzeitig die vorherige 
Zustimmung der Aufsichtsräte eingeholt wor- 
den ist. 

Die Größe oder die Organisation eines Unter- 
nehmens oder die Art seiner Geschäfte ermög- 
lichen es den Geschäftsleitungen oft nicht, einen 
Überblick über wesentliche Vorgänge in den 
Unternehmen zu haben. Dies ist auf das Fehlen 
einer geeigneten Innenrevision zurückzuführen. 
Es ist erforderlich, daß eine innerbetriebliche 
Einrichtung mit den notwendigen Prüfungen 
beauftragt wird. 

Bei wesentlichen Beschlüssen in den Unterneh- 
men (zum Beispiel Kapitalerhöhungen, Ände- 
rung der Gesellschaftsverträge, Erwerb neuer 
Beteiligungen) ist die Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen entsprechend den Er- 
fordernissen des § 60 RWB nicht eingeholt 
worden. 

Die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen 
Ressorts und dem Bundesministeriiim der 
Finanzen ist mangelhaft. Es erscheint erforder- 
lich, dem Plenum einen Entschließungsantrag 
vorzulcgen mit dem Ziel, diese Zusammen- 
arbeit zu verbessern. 

Die zuständigen Organe berücksichtigen die 
Vorschläge des Bundesrechnungshofes für die 
Organisation der Leitung der Unternehmen, 
die Überwachung der Geschäftsführung usw. 
nicht befriedigend. Die Satzungen einiger wirt- 
schaftlich bedeutender Unternehmen lassen es 
immer noch zu, daß die Geschäftsleitung nur 
aus einer Person besteht und die Unternehmen 
dementsprechend nur durch eine Person ver- 
treten werden. Am Zustandekommen der Be- 
schlüsse der Aufsichtsratsausschüsse mit Ent- 
scheidungsbefugnissen, z. B. bei Beschlüssen 
über die Verträge mit Vorstandsmitgliedern 
und Geschäftsführern sollten grundsätzlich min- 
destens drei Aufsichtsratsmitglieder beteiligt 
sein. 

Die bisherigen zusammenfassenden Darstellun- 
gen über die Konzerne in dem Bericht des Bun- 
desministers für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes sind keine geeignete Grundlage für eine 
parlamentarische Kontrolle. Aus detaillierten 
Darstellungen müßte die Geschäftsentwicklung 
und Geschäftslage bei den großen Gesellschaf- 
ten, bei denen der Bund mit mehr als 50 v. EI. 
vertreten ist mehr hervorgehen. Diese ermög- 
lichen erst eine öffentliche Diskussion. Wogen 
des Fehlens der Richtlinien arbeiten zur Zeit 
jedes Unternehmen und auch jedes Ressort, 
das Aufsichtsratsmitglieder stellt, nach eigenem 
Ermessen. 

Die Maßnahmen, die im einzelnen Fall geboten 
sind, müssen von den Referenten und Sachbe- 
arbeitern in den zuständigen Ministerien, die 
die B(Jeiligung zu verwalten haben, geprüft 
werden. Die Untersuchung darf nicht nur den 
Beamten überlassen werden, denen die Bundes- 
minister die Prüfung nach § 111 RHO über- 
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tragen haben. Die Organbeschlüsse der Unter- 
nehmen werden zu wenig überwacht bzw. vor 
der Beschlußfassung beeinflußt. 

Die Abgeordneten sind erst durch den Bericht 
des Bundesrechnunghofes davon unterrichtet 
worden, daß zum Beispiel die Aussiedlungsge- 
sellschaft mit Verlusten aufgelöst worden ist. 
Die Tätigkeit der Aussiedlungsgesellschaft 
scheint nicht so fruchtbar gewesen zu sein, wie 
man es sich vorgestellt hat. Die Aussiedlungs- 
gesellschaft ist der Deutschen Siedlungsbank 
zur Auflösung und Liquidation übertragen wor- 
den. 

Bei einzelnen Unternehmen, an denen der Bund 
mit rd. 30 bis 40 v. H. beteiligt ist (zum 
Beispiel Flugplatzgesellschaften), beanstandet 
der Bundesrechnungshof die Geschäftsfüh- 
rung. Es handelt sich hier unter anderem um 
die Vergabe von Bauaufträgen und um beson- 
dere Vergünstigungen für Angestellte. Die Ge- 
schäftspolitik in diesen Unternehmen wird oft 
freiheitlicher geführt als in einem Unterneh- 
men der Privatindustrie. Das Eintreten der 
öffentlichen Hand für Verluste dieser Unter- 
nehmen wird von vornherein in Rechnung ge- 
stellt. 

Es ist erforderlich, den Beteiligungen des Bun- 
des an supranationalen Unternehmen, bei denen 
der Bundesrechnungshof ein Prüfungsrecht nicht 
hat, mehr Beachtung zu schenken. Den Prüfun- 
gen, die in diesen Unternehmen erfolgen, liegt 
das deutsche Prüfungsrecht nicht immer zu- 
grunde. Das ist als Mangel dieser internationa- 
len Verträge anzusehen. Die Berichterstattung 
durch die obersten Finanzkontrollbehörden an 
die Parlamente der Mitgliedstaaten ist dadurch 
wesentlich erschwert. 


B. Die Prüfung durch die Bundesminister 
14. (zu Tz. 6 bis 11) 

Der Haushaltsausschuß hat hierzu folgenden 
Beschluß gefaßt: 

Der Haushaltsausschuß erwartet, daß den Vor- 
schlägen des Bundesrechnunghofes entsprochen 
wird und die in dem Bericht dargestellten Män- 
gel in absehbarer Zeit beseitigt werden. Er hält 
es nicht für vertretbar, daß die nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes erforderlichen Maß- 
nahmen erst getroffen werden, wenn bei einem 
Unternehmen erhebliche Mängel festgestellt 
worden sind. 

Er weist in diesem Zusammenhang vor allem 
auf die Ausführungen unter Tz. 49 des Berichts 
des Bundesrechnungshofes hin und ersucht den 
Bundesminister der Finanzen, das vorgesehene 
Rundschreiben über die Grundsätze, die bei der 
Verwaltung von Beteiligungen von den Bundes- 
beamten bei ihrer Tätigkeit in den Organen der 
Unternehmen zu beachten sind, dem Deutschen 


Bundestag möglichst bald zur Kenntnisnahme 
zuzuleiten (vgl. Nr. 1 der Drucksache 1003 der 
3. Wahlperiode). 

Der Haushaltausschuß hat weiterhin die Bun- 
desregierung ersucht, folgendes zu beachten: 

1. über die in der Drucksache 1003 behandelten 
allgemeinen Grundsätze für die Tätigkeit 
von Beamten in Organen wirtschaftlicher 
Unternehmen baldigst Richtlinien heraus- 
zugeben und diese dem Bundestag bekannt- 
zugeben; 

2. in diesen Richtlinien die in Organen der 
wirtschaftlichen Unternehmungen tätigen 
Beamten zu verpflichten, mit besonderer 
Sorgfalt dahin zu wirken, 

a) daß die Jahresabschlüsse und Geschäfts- 
berichte der wirtschaftlichen Unterneh- 
mungen rechtzeitig aufgestellt werden, 

b) daß die jährlich erforderlichen Berichte 
der sachverständigen Prüfer (§ 48 Abs. 2 
RHO) den Überwachungsorganen (§ 96 
AktG) und den beamteten Mitgliedern 
dieser Organe (§ 111 Abs. 1 Nr. 2 RHO) 
termingerecht vorgelegt werden, 

c) daß die gemäß § 81 AktG erforderlichen 
Berichte rechtzeitig und laufend er- 
stattet werden und daß in diesen Berich- 
ten eine ausreichende Darstellung des 
Ganges der Geschäfte und der Lage der 
Unternehmen enthalten ist; daß auf Ver- 
langen der Überwachungsorgane Zwi- 
schenabschlüsse vorgelegt werden, 

d) daß die Unternehmensleitungen beauf- 
tragt werden, innerbetriebliche Prüfungs- 
einrichtungen (Innenrevision) einzurich- 
ten, 

e) daß die Geschäftsleitung wirtschaftlich 
bedeutender Unternehmen aus mehr als 
einer Person besteht, also als Kollegial- 
organ bestellt wird, und daß der Vorsit- 
zer einer mehrgliedrigen Geschäftsleitung 
nicht das Recht hat, bei Meinungsver- 
schiedenheiten innerhalb der Geschäfts- 
leitung allein zu entscheiden, 

f) daß beim Zustandekommen eines Be- 
schlusses über den Inhalt der Dienst- und 
Anstellungsverträge mit Vorstandsmit- 
gliedern und Geschäftsführern Auf- 
sichtsratsausschüsse (Verwaltungsrats- 
ausschüsse) von mindestens drei Auf- 
sichtsratsmitgliedern eine Entscheidungs- 
befugnis haben, sofern nicht der gesamte 
Aufsichtsrat über diese Verträge ent- 
scheidet; daß der Inhalt dieser Anstel- 
lungsverträge sich im Rahmen angemes- 
sener Bedingungen und der gesetzlichen 
Vorschriften halten muß; daß Kredite 
an Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer 
und leitende Angestellte im Sinne des 
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§ 80 AktG nur mit Einwilligung der über- ! 
wachungsorgane gewährt werden; 

3. die Bundesministerien und sonstigen Bun- 
desbehörden, die Kapitalbeteiligungen an 
wirtschaftlichen Unternehmen verwalten und 
vertreten, anzuweisen, die vorherige Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
herbeizuführen, wenn Maßnahmen im Sinne 
des § 60 RWB (z. B. Kapitalerhöhungen, Än- 
derung der Gesellschaftsverträge, Neube- 
teiligungen u. a.) durchgeführt werden sol- 
len. 

Der Haushaltsausschuß wird die Richtlinien bei 
den Beratungen über den Entwurf des Bundes- 
haushalts 1961 eingehend behandeln. 


C. Fragen der Prüfung von Unternehmen, 
an denen mehrere Staaten beteiligt sind 

15. (zu Tz. 12 bis 14) 

Der Haushaltsausschuß hat hierzu folgenden Be- 
schluß gefaßt: 

Der Haushaltsauschuß erwartet, daß bei inter- 
nationalen Beteiligungen die Prüfungsrechte im 
Sinne des § 48 Abs. 2 Satz 2 und des § 113 
Abs. 3 RHO sichergestellt werden. Es wird als 
selbstverständlich erachtet, daß die anderen 
Vertragspartner dasselbe Recht auch für sich in 
Anspruch nehmen können. 


D, Prüfungsfeststellungen 

1. Feststellungen gleicher Art bei einer größeren 
Zahl von Unternehmen 

1. Verstöße gegen § 60 RWB 

16. (zu Tz. 15 bis 18) 

Der Haushaltsausschuß hat hierzu folgenden 
Beschluß gefaßt: 

Der Haushaltsausschuß nimmt mit Bedauern 
von den Verstößen gegen die Bestimmungen 
des § 60 RWB Kenntnis. Da der Bundesrech- 
nungshof schon in den Berichten nach § 107 
Abs. 2 RHO vom 31. Oktober 1955 — Druck- 
sache 1892 der 2. Wahlperiode S. 45/47 — und 
vom 4. Juli 1957 — Drucksache 84 der 3. Wahl- 
periode S. 54 — auf solche Mängel hingewiesen 
und dabei auch zu den wichtigeren grundsätz- 
lichen Fragen Stellung genommen hat, hätte ein 
erheblicher Teil der Verstöße nach Auf- 
fassung des Haushaltsausschusses vermieden I 
werden können. Der Ausschuß betont sein be- i 
sonderes Interesse an diesen Fragen und hält ' 
es für erforderlich, daß ihre Beachtung nunmehr 
sichergestellt wird. 

Er ersucht die Bundesregierung, dem Deut- 
schen Bundestag von den getroffenen Maßnah- 
men in den zu erwartenden Richtlinien Kennt- 
nis zu geben. 


2. Veräußerung unmittelbarer und mittelbarer 
Beteiligungen des Bundes; Auflösung und Ver- 
schmelzung von Unternehmen 

17. (zu Tz. 19 bis 21) 

Auf dem Gebiet der Beteiligungen des Bundes 
sollte eine Bereinigung der Verhältnisse er- 
folgen. Der Bundesrechnungshof setzt sich dafür 
ein, daß Beteiligungen veräußert werden, wenn 
ein wichtiges Interesse des Bundes an ihnen 
nicht mehr vorliegt. Er hat ferner in zahlreichen 
Fällen angeregt zu prüfen, ob nicht die Auf- 
lösung von Unternehmen angebracht ist. Außer- 
dem hat er vorgeschlagen zu untersuchen, ob 
sich die Verschmelzung von Unternehmen emp- 
fiehlt. 

Zur Frage der Veräußerung einer besonders 
wertvollen mittelbaren Beteiligung hat der 
Rechnungsprüfungsausschuß den Bundesmini- 
ster für wirtschaftlichen Besitz des Bundes er- 
sucht, ihm den Stand der Angelegenheit, die 
sich seit dem Jahr 1955 hinzieht, mitzuteilen. In 
der Mitteilung soll auch auf die Investitionen, 
Dividenden und Erträge in den letzten fünf Jah- 
ren eingegangen werden. 

18. (zu Tz. 22 bis 27) 

In den Tz. 22 bis 27 sind Ausführungen insbe- 
sondere über eine Reihe von Unternehmen ge- 
macht, die sich in der Abwicklung befinden. 

Der Haushaltsausschuß hat von den Sachverhal- 
ten Kenntnis genommen. Die Bundesregierung 
wurde ersucht, zu gegebener Zeit dem Rech- 
nungsprüfungsausschuß eine Schlußmitteilung 
zu geben. 

19. (zu Tz. 28) 

Die Zusammenlegung der Deutschen Siedlungs- 
bank und der Deutschen Landesrentenbank soll 
in absehbarer Zeit in Angriff genommen wer- 
den. Bei der Landesrentenbank handelt es sich 
um das Emissionsinstitut. Die Deutsche Sied- 
lungsbank vergibt die Kredite. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bur 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ersucht, nach der erfolgten Zusammen- 
legung einen Bericht vorzulegen. 

3. Überschreitung der vom Aufsichtsrat 
gebilligten Kosten neuer Anlagen 

20. (zu Tz. 29 bis 34) 

Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prüfun- 
gen darauf hingewirkt, daß die sachverständi- 
gen Prüfer stets darüber berichten, ob und aus 
welchen Gründen die vom Aufsichtsrat für die 
einzelnen Vorhaben (Investitionen verschiede- 
ner Art) gebilligten Kosten überschritten wor- 
den sind. Die Kostenüberschreitungen wurden 
in der Regel nachträglich von den Aufsichts- 
räten gebilligt. Dies gibt dem Bundesrechnungs- 
hof Anlaß zu Beanstandungen. Die Probleme 
die zu den Kostenüberschreitungen führen, und 
die Preisbildung müssen stärker an den Wett- 
bewerb herangeführt werden. Es ist zum Bei- 
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spiel erforderlich, umfangreichere Ausschrei- 
bungen zu machen. Die Aufsichtsratsmitglieder 
müssen im Rahmen der Richtlinien schärfer 
durchgreifen. Die Aufsichtsräte dürfen durch 
den Zwang der nachträglichen Bewilligungen 
nicht überfordert werden. Die Rechenschafts- 
legung und das Zurrechenschaftziehen müssen 
klarer und deutlicher erfolgen. 

Der Haushaltsausschuß hat festgestellt, daß der 
Bundesrechnungshof auf Mängel der dargestell 
ten Art bereits in den Berichten nach § 107 
Abs. 2 RHO vom 31. Oktober 1955 — Druck- 
sache 1892 der 2. Wahlperiode S. 70/71 — und 
vom 4. Juli 1957 — Drucksache 84 der 3. Wahl- 
periode S. 57/58 — aufmerksam gemacht und 
dabei ausgeführt hat, wie solchen Mängeln be- 
gegnet werden kann. 

Er hat weiterhin mit Bedauern festgestellt, daß 
wiederum bei einer Reihe von Unternehmen die 
vom Aufsichtsrat gebilligten Investitionskosten 
wesentlich überschritten worden sind. Er hat 
auf seine Stellungnahme unter Nr. 18 der An- 
lage zur Drucksache 815 der 3. Wahlperiode 
hingewiesen und erwartet, daß alle Unterneh- 
men nunmehr Vorkehrungen treffen, die zur 
Vermeidung ähnlicher Vorkommnisse geboten 
sind. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat darauf hin- 
gewiesen, daß die gleichen Gegebenheiten be- 
reits in der Bundeshaushaltsrechnung 1954 be- 
anstandet worden sind. Sollten in der Zukunft 
die gleichen Verstöße wiederum beanstandet 
werden müssen, wird der Rechnimgsprüfungs- 
ausschuß dem Haushaltsausschuß andere Maß- 
nahmen zur Beseitigung vorschlagen. 

4. Gewinnausschüttung der Unternehmen 

21. (zu Tz. 35 bis 41) 

Der Bundesrechnungshof hat darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß viele Unternehmen in den 
vergangenen Jahren Investitionen weitgehend 
aus Gewinnen finanziert haben. Nach Ansich: 
des Bundesrechnungshofes ist es jetzt erforder- 
lich, daß die Unternehmen ihre Gewinne ent- 
sprechend den wirtschaftlichen Erfolgen aus- 
schütten. Die Betriebe sollten von nun an ihre 
Investitionen hauptsächlich über den Kapital- 
markt finanzieren. 

Die Aufsichtsräte tragen nicht immer den Wün- 
schen der Vertreter des Bundes Rechnung. Das 
Vorschaltgesetz zusammen mit dem Mitbestim- 
mungsrecht hat eine Minderung des Einflusses 
des Bundes in den Aufsichtsräten mit sich ge- 
bracht. Die Vertreter des Bundes sollten wäh- 
rend der Aufsichtsratssitzungen den Beschluß- 
vorschlägen nur dann zustimmen, wenn die In- 
teressen des Bundes gebührend berücksichtigt 
werden. Oft ist es jedoch so, daß die Vertreter 
des Bundes überstimmt werden. Die Anregun- 
gen der Vertreter des Bundes, die sich auf die 
Probleme der Gewinnausschüttungen, der stil- 
len Reserven und der Fremdmittelpolitik bezie- 
hen, werden oft nicht berücksichtigt. 


Der Haushaltsausschuß hat von den Feststellun- 
gen der Tz. 35 bis 41 Kenntnis genommen und 
wird sie bei den Beratungen über den Bundes- 
haushalt 1961 berücksichtigen. 

II. Feststellungen bei einzelnen Unternehmen 

22. (zu Tz. 42 bis 49) 

Der Haushaltsausschuß wird die Sachverhalte 
der Tz. 42 bis 49 und die Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes bei den Beratungen des 
Bundeshaushalts 1961 besonders beachten. Er 
hat den Bundesrechnungshof zu der Tz. 49 er- 
sucht, einen kurzen Zwischenbericht vorzulegen, 
in dem auf die neuen Gegebenheiten hingewie- 
sen wird. 

23. (zu Tz. 51) 

Der Bund ist alleiniger Gesellschafter einer 
GmbH, die vor allem Dienstleistungsaufträge 
ausführt. Gegen diese GmbH hat der Bundes- 
rechnungshof eine Fülle von Beanstandungen 
vorgetragen. 

Der Haushaltsausschuß hat sich den Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes — Druck- 
sache 1518 S. 64 — angeschlossen. 

24. Im Rechnungsprüfungsausschuß ist angeregt 
worden zu überprüfen, ob bei Unternehmen mit 
Bundesmehrheit im Sinne der Konzernentflech- 
tung vorgegangen werden sollte. Bei der Bän- 
digung der wirtschaftlichen Macht müsse bei 
den Konzerngesellschaften begonnen werden. 
Es erhebe sich die Frage, ob es noch angemes- 
sen sei, daß Beamte eine Vielzahl von Auf- 
sichtsratssitzen innehätten. Ein Teil der Auf- 
sichtsratsmitglieder sei wegen der Vielzahl der 
Aufsichtsratssitze einfach überfordert. Bei der 
Vergabe der Mandate sollte man wesentlich 
breiter streuen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Fest- 
stellungen dem Haushaltsausschuß zur Kenntnis 
gebracht mit der Bitte, diese auch dem Wirt- 
schaftsausschuß zu unterbreiten. 


Anlage C der Drucksache 1518 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes vom 24. Oktober 
1959 über die hauptsächlichsten 
Prüfungsergebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 

25. (zu Tz. 12) 

Zum Sachverhalt führt der Bundesrechnungshot 
auf Seite 71 der Drucksache 1518 aus: 

Grenzschutzdienststellen haben häufig Maschi- 
nen und Geräte über das in den Ausrüstungs- 
nachweisungen und Geräteplänen festgelegte 
Soll hinaus beschafft; sie haben dabei die Be- 
schaffiingsstellen nicht eingeschaltet. Der Bun- 
desminister des Innern hat die Beschaffungen 
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nachträglich durch Ergänzung oder Erhöhung ' 
der Sollausstattung gutgeheißen oder für den 
Einzelfall genehmigt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich der 
Forderung des Bundesrechnungshofes ange- ' 
schlossen, daß künftig Beamte, die derartige ' 
Beschaffungen vornehmen, zum Ersatz eines ' 
etwaigen Schadens herangezogen werden. 

26. (zu Tz. 16) 

Zum Sachverhalt führt der Bundesrechnungshof 
auf Seite 72 der Drucksache 1518 aus: 

Im März 1955 hat eine Grenzschutzverwaltungs- 
stelle über das dafür zuständige Landesbauamt 
Feuerlöschgeräte im Werte von rd. 6000 DM 
bestellen lassen. Bis zum Schluß des Rechnungs- i 
Jahres ist nur ein Teil der Geräte geliefert wor- 
den. Die Verwaltung hat den Kaufpreis noch als 
Haushaltsausgabe des Rechnungsjahres 1954 
buchen lassen, ihn aber nicht ausgezahlt, son- 
dern bei den Verwahrungen vereinnahmt. Erst 
im Juni 1955, nachdem die Firma die restlichen 
Geräte geliefert hatte, ist der Rechnungsbetrag 
zu Lasten des Verwahrungskontos überwiesen 
worden. 

Der Bundesminister des Innern wurde ersucht 
zu veranlassen, daß die zuständigen Beamten 
nachdrücklich über die haushaltsrechtiichen Vor- 
schriften belehrt werden, zumal der Bundesrech- 
nungshof eine Reihe von Verstößen ähnlicher 
Art im Bereich des Bundesgrenzschutzes fest- 
gestellt hat. 

27. (zu Tz. 34) 

Anhand der von den Bundesvermögensstellen 
zu führenden Kostenblätter wird festgestellt, 
bei welchen verwalteten Liegenschaften die Er- 
träge hinter den Aufwendungen Zurückbleiben, 
welche Liegenschaften besonders hohe Kosten 
verursachen und welche Maßnahmen erforder- 
lich sind, die Erträge zu steigern oder die Ko- 
sten zu vermindern. 

Im Bereich einer Oberfinanzdirektion haben ! 
die Bimdesvermögensstellen Ausgaben von 
rd. 2,3 Mio DM für die Bauunterhaltung und j 
von rd. 0,8 Mio DM für die Bewirtschaftung j 
nicht angeschrieben. In einem anderen Falle 
hat eine Bundesvermögensstelle in ihrer Er- 
trags- und Kostenübersicht Mieteinnahmen 
von rd. 0,5 Mio DM und Mietrückstände von 
rd. 0,2 Mio DM unberücksichtigt gelassen. Dar- 
aus ergab sich bei der Gegenübeistellung der ; 
Einnahmen und Ausgaben ein falsches Bild. | 

Die Bundesregierung wurde ersucht. Maßnah- ' 
men zu ergreifen, um derartige Mängel abzu- ; 
stellen. ' 

Bundesminister für Wirtschaft 

Zuschuß zur Förderung der gewerblichen Wirt- | 
sdiaft 

28. (zu Tz. 37, 38 und 39) 

Bei dem Sondervermögen Investitionshilfe hat ; 
sich zum 31. Januar 1957 ein Ertragsüberschuß | 


von rd. 1,1 Mio DM ergeben. Aus dem Uber- 
schuß, der zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft zu verwenden war, hat der Bundes- 
minister für Wirtschaft einem Kreditinstitut im 
Rechnungsjahr 1957 840 000 DM auf 20 Jahre 
zur Gewährung von Darlehen an inittelstän- 
dische Betriebe zur Verfügung gestellt. Der 
Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
gegenüber Bedenken dagegen erhoben, daß es 
dem Kreditinstitut gestattet worden sei, die ein- 
gegangenen Tilgungsraten wieder auszuleihen. 
Diese hätten vielmehr an den Bund abgeführt 
werden müssen. 

Der Haushaltsausschuß hält es nicht für vertret- 
bar, daß die Verfügung über den Betrag 20 
Jahre lang einem Kreditinstitut überlassen und 
so der parlamentarischen Kontrolle entzogen 
wird, und daß die Geldbewegungen nicht in 
der Bundeshaushaltsrechnung nachgewiesen 
werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Wirtschaft ersucht, künftig ent- 
sprechend zu verfahren. 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Förderung der deutschen Eierwirtschaft 

29. (zu Tz. 61 bis 64) 

In der 122. Sitzung des Haushaltsausschusses 
(Protokoll 122 S. 10) ist die Vorlage einer neuen 
Fassung des Gesetzes über die Eierwirtschaft 
verlangt worden. Die Schaffung eines neuen 
Gesetzes über die Eierwirtschaft wurde eben- 
falls von Mitgliedern des Rechnungsprüfungs- 
ausschusses für erforderlich gehalten (Proto- 
koll 14 S. 17). 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Haus- 
haltsausschuß auf die Tz. 61 bis 64 — Druck- 
sache 1518 S. 83 — und auf die Beratung in der 
122. Sitzung hingewiesen. 

Bundesminister für Verkehr 
Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung 

Bau- und Finanzierungskosten einer Staustufe 
bei Geesthacht/Elbe 

30. (zu Tz. 76) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat 
u. a. folgende Beanstandungen erhoben: 

a) Der Bau ist begonnen v/orden, ohne daß das 
Planfeststellungsverfahren beendet war. Die 
nicht rechtzeitige Durchführung des Planfest- 
stellungsverfahrens ist ein grober Verstoß 
gegen gesetzliche Vorschriften. 

b) Die Zusammenarbeit zwischen den Dienst- 
stellen der Landeskultur und denen der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung ist un- 
zureichend gewesen. Wäre das Planfest- 
stellungsverfahren ordnungsmäßig vor Bau- 
beginn durchgeführt worden, hätte Klarheit 
über die Auswirkungen auf die Landeskul- 
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tur von Anfang an bestanden. Die Erhö- ' 
hung der Kosten wäre in dem Gesamtko- 
stenanschlag zum Ausdruck gekommen. Die 
Verhandlungen mit dem Land Hamburg über 
dessen finanzielle Beteiligung wären alsdann 
von vornherein über den richtigen Kosten- 
ansatz geführt v/orden, 

c) Den zwischen der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion und den Hamburgischen Elektrizi- 
täts-Werken • abgeschlossenen Nutzungsver- 
trag hat der Bundesminister für Verkehr ge- 
nehmigt, ohne daß die erforderliche Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen nach 
§ 45 b RHO vorlag. Dieser hatte bereits vor 
dem Abschluß des Vertrages darauf hinge- 
wiesen, daß der Bund nach § 2 des Vertrags- 
entwurfs über mehrere Rechnungsjahre hin- 
aus verpflichtet werden sollte. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat empfohlen, das 
Abkommen nur mit dem Vorbehalt seiner 
späteren Genehmigung abschließen zu las- 
sen. Diesen Vorbehalt hat aber der Bundes- 
minister für Verkehr in den Vertrag nicht | 
aufgenommen. | 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Be- 1 
richterstatter für den Einzelplan 12 gebeten, 
während der Beratungen über den Bundeshaus- 
halt 1961 im Haushaltsausschuß die von ihm im 
Rechnungsprüfungsausschuß aufgezeigten Pro- 
bleme vorzutragen. Im übrigen hat der Rech- ; 
nungsprüfungsausschuß insbesondere folgenden ' 
Ausführungen des Bundesrechnungshofes zuge- 
stimmt: 

Für eine Einstellung der Ausgaben in den Haus- 
haltsplan des Rechnungsjahres 1956 waren die 
Voraussetzungen nach § 14 RHO nicht gegeben. I 
Der Bauentwurf ist nicht sorgfältig genug be- 
arbeitet worden. Bei Veranschlagung der Ko- 
sten für das Rechnungsjahr 1956 stand fest, daß 
der Gesamtkostenbetrag von 41,5 Mio DM we- 
sentlich überschritten werden mußte. Die An- 
gabe eines zu niedrigen Betrages ist geeignet, 
die Bewilligung durch die gesetzgebenden 
Organe leichter zu erreichen. 

Neubau der Staustufe Offenbach 

31. (zu Tz. 77) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes führt 
in der Drucksache 1518 S. 88 zum Sachver- 
halt u. a. aus: 

Die alte aus dem vorigen Jahrhundert stam- 
mende Stauanlage bei Offenbach (Main), die 
noch ein Nadelwehr hatte, war baufällig und 
mußte durch ein neues Wehr ersetzt werden. 
Die Vorarbeiten für den Umbau, der die alte 
Stauhöhe vorsah, waren 1939 abgeschlossen. 
Mit den Bauarbeiten wurde aber erst 1949 be- 
gonnen, da der zweite Weltkrieg eine Verwirk- 
lichung des Planes nicht zuließ. Das Bauvorha- 
ben war 1949 besonders dringlich, weil das alte 
Wehr zusammenzubrechen drohte. Der 1958 
vollendete Neubau der Staustufe hat, von Bei- 


trägen Dritter abgesehen, Aufwendungen des 
Bundes in Höhe von rd. 17 Mio DM erfordert. 

Der Bundesrechnungshof erkennt die Gründe 
der Verwaltung für die sofortige Aufnahme der 
Arbeiten im Jahr 1949 an. Er hat aber bean- 
standet, daß weder vor Änderung der Stauhöhe 
für das Bauvorhaben noch in der Folgezeit ein 
Planfeststellungsverfahren eingeleitet worden 
ist. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat insbeson- 
dere beanstandet, daß weder vor Änderung der 
Stauhöhe noch in der Folgezeit für das Bauvor- 
haben ein Planfeststellungsverfahren eingeleitet 
worden ist. 

Der Bundesminister für Verkehr wurde ersucht, 
dem Haushaltsausschuß über die Gegebenheiten 
und Gründe einen eingehenden Bericht vorzu- 
legen. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

32. (zu Tz. 80) 

Eine Straßenbauverwaltung hat zum Beispiel 
zwei sehr alte, in mangelhaftem Bauzustand be- 
findliche Scheunen zum Abbruch erworben, um 
eine unübersichtliche Kurve begradigen zu kön- 
nen. Die Straßenbauverwaltung hat sich an den 
vom Staatshochbauamt geschätzten Verkehrs- 
wert in Höhe von 37 100 DM nicht gehalten, 
sondern dem Eigentümer weitere 34 300 DM ge- 
zahlt. Der Bundesrechnungshof hat gefordert, 
daß der überzahlte Betrag erstattet wird. 

Nach Ansicht des Bundesministers für Verkehr 
ist der Betrag nicht zu Unrecht gezahlt worden. 
Die Gebäude seien an anderer Stelle errichtet 
worden. Die Zahlung sei unter dem Gesichts- 
punkt der Nebenentschädigung zu Recht erfolgt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desrechnungshof um die Vorlage eines Berichts 
zu diesem Problem ersucht. 

33. (zu Tz. 81) 

In einem ähnlichen Fall hat eine Landesbehörde 
für den Neubau einer Autobahnstreckc ein 
Hausgrundstück gekauft. Ein vereidigter Sach- 
verständiger hatte den Verkehrswert auf 
16 000 DM geschätzt. Die Verwaltung hat jedoch 
30 000 DM gezahlt. Auch hier hat der Bundes- 
rechnungshof verlangt, daß der überzahlte 
Betrag erstattet wird. 

Der Rechnungsprüfungsauschuß hat den Bun- 
desrechnungshof um die Vorlage eines Berichts 
ersucht. 

34. (zu Tz. 83) 

Ein Autobahnamt hat im Jahr 1955 drei im 
Krieg zerstörte Kreuzungsbauwerke im Zuge 
der Bundesautobahnen wiederhergestellt. Zu 
den Kosten von zusammen rd. 300 000 DM hat 
es die anderen Träger der Baulast nicht heran- 
gezogen. Der Bundesrechnungshof hat gefor- 
dert, daß diese die anteiligen Kosten dem Bund 
erstatten. 
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Der Bundesminister für Verkehr ist der Ansicht, ! 
daß Kriegszerstörungen an sich Zerstörungen 
durch höhere Gewalt seien. Das Straßenbau- 
finanzierungsgesetz sehe in derartigen Fällen 
vor, daß die Kosten anteilig zu tragen sind. Es 
habe jedoch keine rückwirkende Kraft. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desrechnungshof um eine schriftliche Stellung- 
nahme ersucht. 


Bundesminister für Verteidigung 

Werterstattungshilfe 

35. (zu Tz. 84) 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Abrechnungsarbeiten für die Lieferungen 
und Leistungen erheblich im Rückstand sind. 
Er hat verlangt, daß die Abrechnungsarbeiten 
beschleunigt durchgeführt werden. Der Bundes- 
minister hat dies zugesagt. 

Der ‘Rechnungsprüfungsausschuß hat das Bun- 
desministerium für Verteidigung ersucht, dem 
Bundesrechnungshof über die Durchführung der 
Abrechnungsarbeiten zu berichten. 

Organisation der Freiwilligenannahme 

36. (zu Tz. 87) 

Um der militärischen Forderung Rechnung zu 
tragen, nach der die freiwilligen Bewerber durch 
erfahrene Truppenoffiziere ausgewählt werden 
sollten, hat der Bundesrechnungshof vorgeschla- | 
gen, lediglich die Prüfgruppen der militärischen 1 
Annahmeorganisation beizubehalten, diese aber 
den Dienststellen der Wehrersatzverwaltung 
anzugliedern. Der Bundesminister für Verteidi- 
gung hatte zunächst erklärt, daß er die Eig- 
nungsprüfstellen für Unteroffiziere und Mann- 
schaften vom Rechnungsjahr 1959 an den an 
ihrem Dienstort befindlichen Kreiswehrersatz- 
ämtern wirtschaftlich angliedern werde. In den 
Haushalt des Rechnungsjahres 1959 seien des- 
halb 192 Stellen für Soldaten, Beamte und An- 
gestellte weniger eingestellt worden. 

Die Angliederung ist aber nicht durchgeführt 
worden. Vielmehr hat der Bundesminister für 
Verteidigung — im Einvernehmen mit dem Ver- 
teidigungsausschuß — ■ im Oktober 1959 das An- 
nahmeverfahren neu geregelt, die Annahme- 
organisation umgegliedert und nahezu sämt- 
liche Aufgaben, die bisher von der Wehrersatz- 
verwaltung durchgeführt wurden, auf die An- 
nahmeorganisation übertragen. Die Umorgani- 
sation läßt Stellenvermehrungen in der An- 
nahmeorganisation und Stellenverminderungen 
bei der Wehrersatzverwaltung erwarten; dabei 
dürften die Stellenvermehrungen überwiegen. 

Der Rechnungsprüfungsausschiiß hat den Bun- 
desrechnungshof ersucht, die Entwicklung wei- j 
ter zu beobachten und zu gegebener Zeit einen 
Bericht vorzulegen. 


Unterbringung 

37. (zu Tz. 93) 

Bei der Planung und dem Bau neuer Kasernen 
werden die besonderen militärischen Erforder- 
nisse und Zweckmäßigkeiten nicht immer im 
notwendigen Umfange berücksichtigt und öfters, 
insbesondere bei Einschaltung freischaffender 
Architekten, zugunsten architektonischer An- 
liegen vernachlässigt. 

Die Baudienststellen haben sich offenbar in 
vielen Fällen freischaffenden Architekten gegen- 
über nicht durchsetzen sowie unzweckmäßige 
Planungen und Bauausführungen nicht verhin- 
hindern können. 

Der Haushaltsausschuß hat den Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes ersucht, 
auf eine den militärischen Belangen entspre- 
chende Planung zu achten sowie eine zweck- 
mäßige Entwurfsbearbeitung und Bauausfüh- 
rung der Kasernenanlagen sicherzustellen. 


Bundesminister für Wohnungsbau 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

38. (zu Tz. 106) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat in 
seiner Denkschrift vom 4. Juli 1957 über Mängel 
und Unregelmäßigkeiten bei den Schlußabrech- 
nungen von Bauten berichtet, die mit Darlehen 
aus Wohnungsfürsorgemitteln des Bundes finan- 
ziert worden sind — Drucksache 84 der 3. Wahl- 
periode S. 82 Nr. 70. Die Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes haben zu Ermittlungs- 
verfahren gegen Angehörige fünf größerer 
Wohnungsunternehmen und zu Verfahren der 
Preisbehörden gegen Angehörige weiterer Un- 
ternehmen geführt. 

Der Umfang des der öffentlichen Hand entstan- 
denen Schadens kann erst im Anschluß an den 
Ausgang der noch schwebenden Verfahren ge- 
klärt werden. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wurde 
ersucht, nach Abschluß der noch schwebenden 
Verfahren dem Rechnungsprüfungsausschuß 
einen Bericht vorzulegen. 

39. (zu Tz. 107) 

In einem anderen Falle, der in der Denkschrift 
vom 29. Juni 1956 — Drucksache 2660 der 
2. Wahlperiode S. 37 Nr. HO — behandelt ist, 
hatte eine Wohnungsbaugesellschaft mbH Dar- 
lehen aus Wohnungsfürsorgemitteln in unzu- 
lässiger Höhe und zu ungewöhnlich günstigen 
Bedingungen erhalten. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wurde 
ersucht, nach Abschluß der noch schwebenden 
Verfahren dem Rechnungsprüfungsausschuß 
einen Bericht vorzulegen. 
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40. (zu Tz. 108) 

Der Bundesminister für Wohnungsbau hat eini- 
gen Oberfinanzdirektionen ein größeres Woh- 
nungsunternehmen als Bauträger empfohlen. In 
einem Falle ist am 8. Mai 1957 mündlich ange- 
ordnet worden, daß das Unternehmen mit den 
Bauarbeiten zu beginnen und dem Ministerium 
die Planungsunterlagen spätestens nach Fertig- 
stellung des Erdgeschosses vorzulegen habe. 

Nach dem Stande vom 8. Januar 1958 hatte die 
Oberfinanzdirektion der Gesellschaft zur Bau- 
finanzierung rd. 2,5 Mio DM aus Darlehens- 
mitteln zur Verfügung gestellt. Bis Juni 1958 
hatte das Unternehmen die Bedingungen des 
Darlehensvorbescheides nicht anerkannt; auch 
war der Darlehensvertrag nicht unterzeichnet. 
Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren be- 
anstandet. 

Der Haushai tsausschuß hat das vom Bundes- 
wohnungsbauministerium eingeschlagene Ver- 
fahren beanstandet. Die Wohnungsfürsorgebe- 
stimmungen müssen künftig beachtet werden. 
Es muß eingehend geprüft werden, ob es ver- 
tretbar ist, dem Wohnungsunternehmen weitere 
Aufträge zu erteilen. Die Auswahl der Bau- 
träger ist den Oberfinanzdirektionen zu über- 
lassen, soweit nicht besondere Gründe eine 
Ausnahme rechtfertigen. 

41. (zu Tz. 109) 

Eine Oberfinanzdirektion hat zwei Wohnungen 
für Angehörige der Zollverwaltung mit Dar- 
lehen aus Wohnungsfürsorgemitteln finanziert. 
Die Baubeschreibung, die der Bauträger ihr vor- 
gelegt hatte, enthielt keine Angaben über die 
Wasserversorgung der Wohnungen. Die Lan- 
desbauabteilung der Oberfinanzdirektion hat 
bei der fachte chnischen Prüfung des Darlehens- 
antrages zu der Wasserversorgung nicht Stel- 
lung genommen. Erst kurz bevor die Wohnun- 
gen bezugsfertig waren, hat der Bauträger auf 
die Schwierigkeiten der Wasserversorgung hin- 
gewiesen. Diese hat erst nach langwierigen Ver- 
handlungen und mit einem weiteren Bundesdar- 
lehen sichergestellt werden können. Die Woh- 
nungen sind infolgedessen erst 19 Monate spä- 
ter bezogen worden. Während dieser Zeit mußte 
die Trennungsentschädigung für die beiden Zoll- 
beamten weitergezahlt werden; das hat ver- 
meidbare Ausgaben von rd. 5800 DM verur- 
sacht. Der Bundesrechnungshof hat die unzu- 
reichende Prüfung der Bauunterlagen beanstan- 
det und zunächst gefordert, daß die hierfür Ver- 
antwortlichen festgestellt werden. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wurde 
ersucht, dem Rechnungsprüfungsausschuß über 
den Sachverhalt zu berichten und nachzuprüfen, 
ob Beamte schadensersatzpflichtig gemacht wer- 
den können. 


Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt nichtdeutscher Streitkräfte 

42. (zu Tz. 120) 

Die ausländischen Streitkräfte haben an zahl- 
reichen Grundstücken, die sie freigegeben haben, 
bauliche Veränderungen vorgenommen. In vie- 
len Fällen haben sich daraus für die Eigentümer 
Wertverbesserungen von zum Teil beträcht- 
lichem Umfang ergeben. Soweit die Wertver- 
besserungen nicht mit Schäden ausgeglichen 
werden konnten, steht die Regelung der Aus- 
gleichsansprüche zum größten Teil noch aus. 
Diese Fälle könen erst erledigt werden, wenn 
das vorgesehene Gesetz über die Vorteils- 
ausgleiche ergangen ist. Da es sich bei den 
Wertverbesserungen um Beträge von vielen 
Millionen DM handeln dürfte, bedeutet das Feh- 
len der gesetzlichen Regelung nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes einen empfindlichen 
Mangel, auf den der Bundesrechnungshof die 
beteiligten Ressorts wiederholt aufmerksam ge- 
macht hat. 

Der Rechnungsprüfungsauschuß hat dem Haus- 
haltsausschuß empfohlen, darauf hinzuwirken, 
daß eine gesetzliche Regelung bald erfolgt. 

43. (zu Tz. 126) 

Eine Wohnungsbaugesellschaft hat bei der Er- 
richtung einer größeren Wohnsiedlung die 
Zement- und Tonrohre für den Bau der Schmutz- 
und Regenwasserkanaiisation selbst beschafft 
und sie den beauftragten Bauunternehmern zur 
Verfügung gestellt. Hierbei sind Rohre im 
Werte von rd. 20 000 DM in einem zur gleichen 
Zeit ausgeführten städtischen Kanalabschnitt 
eingebaut worden, ohne daß die Stadt dafür 
eine Zahlung geleistet hat. 

Der Rechnungsprüfungausschuß hat den Bun- 
desrechnugshof ersucht zu berichten, wenn der 
Betrag von der Stadt zurückgezahlt worden ist. 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Hypothekengewinnabgabe 

44. (zu Tz. 138) 

Nach dem Entwurf des Lastenausgleichsgesetzes 
sollte der Härteerlaß nur einem Abgabepflichti- 
gen gewährt werden, der bereits nach den Ver- 
hältnissen am Währungsstichtag Abgabeschuld- 
ner war; bei den parlamentarischen Beratungen 
ist diese Bestimmung gestrichen und der Bun- 
desminister der Finanzen ermächtigt worden, 
das Nähere zum Härteerlaß zu bestimmen. Er 
hat zwar in seiner Verwaltungsanordnung 
beim Wechsel des Eigentums nach dem Wäh- 
rungsstichtag einen Härteerlaß nur ausnahms- 
weise zugeiassen, jedoch keine ausdrückliche 
Bestimmung für den Fall getroffen, daß nach 
dem Währungsstichtag ein Nießbrauch oder 
ein nießbräuchliches Verhältnis an dem belaste- 
ten Grundstück oder an einem Anteil eines Mit- 
eigentümers begründet wird. 


15 



Drucksache 2169 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Der Bundesrechnungshof hat die Ausdehnung 
der Vorschriften über den Härteerlaß auf der- 
artige Sachverhalte beanstandet. Die Erörterun- ; 
gen mit dem Bundesminister sind noch nicht ab- | 
geschlossen. 

Der Hauhaltsausschuß hat den Bundesminister 
der Finanzen ersucht, die noch offenen Fragen 
zum Härteerlaß möglichst bald zu klären. 

Leistungen des Bundes nach dem Bundesgesetz 
zur Entschädigung für Opfer der nationalsoziali- 
stischen Verfolgung (BEG) 

45. (zu Tz. 140 bis 144) 

Der Inhalt der Tz. 140 bis 144 befaßt sich nur mit 
der Durchführung der Entschädigung. Die Ver- 
folgten müssen in allen Ländern die Entschädi- 
gung nach gleichen Grundsätzen und unter 
gleichen Voraussetzungen erhalten. Eine über- 
einstimmende Rechtsanwendung ist nicht nur 
eine verwaltungsmäßige Forderung. 

Die Bundesregierung wird ersucht, trotz der 
nicht zu verkennenden Schwierigkeiten durch 
Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorsdiriften und 
durch Ausübung der Rechtsaufsicht auf eine 
übereinstimmende Anwendung des Gesetzes in 
den Ländern hinzuwirken (vgl. Artikel 84 GG). 

Beiträge der Bundesrepublik Deutschland an : 
internationale Behörden und Dienststellen und 
Rechnungsprüfung dieser Gemeinschaften 

46. (zu Tz. 146) 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört einer 
größeren Anzahl politischer, wirtschaftlicher 
und kultureller Zusammenschlüsse an, die sich 
vor allem nach dem zweiten Weltkrieg im euro- 
päischen Raum und über die Grenzen Europas 
hinaus gebildet haben. Durch die Mitgliedschaft 
in diesen Einrichtungen entstehen laufende und 
einmalige Ausgaben von beachtlicher Höhe. Die 
Bundesrepublik hat im Rechnungsjahr 1959 rd. 
445,9 Mio DM an Finanzbeiträgen zu leisten ge- 
habt. Die Prüfung von Organisations- und Wirt- 
schaftlichkeitsfragen ist dem Bundesrechnungs- 
hof aus Rechtsgründen regelmäßig nicht mög- 
lich. 

Im Hinblick auf die finanziellen Belastungen des 
Bundes hat der Präsident des Bundesrechnungs- 
hofes bereits in einem Rundschreiben vom 
29. Juli 1953 die obersten Bundesbehörden ge- 
beten, in allen Fällen, in denen die Bundesrepu- 
blik an internationalen oder supranationalen 
Einrichtungen durch sachliche Mitarbeit und 
finanzielle Leistungen mitwirkt, ihn rechtzeitig 
zu beteiligen, damit er sachdienliche Vorschläge 
sowohl für die Gestaltung der Kontrollfunktio- 
nen als auch für die Auswahl der mit diesen zu 
beauftragenden deutschen Vertreter unterbrei- 
ten kann. Die Benennung eines deutschen Mit- 
gliedes für den im Frühjahr 1959 gebildeten 
Kontrollausschuß der EWG/EAG ist von beson- 
derer Bedeutung gewesen. In erster Linie sollte 
ein Beamter der Finanzkontrolle in Betracht ge- 


zogen werden, da dieser neben seinen beson- 
deren Kenntnissen auf dem Gebiet des öffent- 
lichen Rechnungswesens insbesondere die Ge- 
währ für volle Unabhängigkeit bieten würde. 
Entgegen einer Zusage des Bundesministers der 
Finanzen hat dieser im März 1959 einen höhe- 
ren Beamten des Bundeswirtschaftsministeriums 
als deutsches Mitglied des Kontrollausschusses 
der EWG/EAG benannt. Die Wahl der Rech- 
nungsprüfer aus Beamten der nationalen 
Finanzkontrolle sollte allgemein angestrebt 
werden. 

Die Bundesminister werden ersucht, in allen 
Fällen, in denen die Bundesrepublik an inter- 
nationalen oder supranationalen Einrichtungen 
durch sachliche Mitarbeit und finanzielle Lei- 
stungen mitwirken soll, den Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes rechtzeitig zu beteiligen 
und den Haushaltsausschuß bei den Haushalts- 
beratungen davon zu verständigen. Weiterhin 
soll die Bundesregierung darauf hinwirken, daß 
in den internationalen Gremien durch entspre- 
chende Änderungen der Vorschriften Prüfungen 
durch Rechnungsprüfer der nationalen Staaten 
möglich werden. Uber das Ergebnis dieser Be- 
mühungen ist dem Rechnungsprüfungsausschuß 
zu berichten. 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 
V erplanungsreste 

47. (zu Tz. 147 bis 150) 

Gegen die Entwicklung der Verplanungsreste hat 
der Bundesrechnungshof Bedenken geltend ge- 
macht. Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amtes ist bereit, alle Möglichkeiten zur Ver- 
minderung der Verplanungsreste zu prüfen. Er 
hat für das Rechnungsjahr 1959 allerdings zu- 
nächst nur die Verplanungsreste bei der Haupt- 
entschädigung und bei den gewerblichen Auf- 
baudarlehen, soweit sie nicht schon durch Be- 
willigungen, durch Verteilung an die Länder 
oder durch allgemeine Planungsmaßnahmen ge- 
bunden waren, im Wirtschafts- und Finanzplan 
nicht erneut bereitgestellt. Es ist vorgesehen, 
diese Maßnahmen in den folgenden Plänen fort- 
zuführen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Präsi- 
denten des Bundesausgleichsamtes ersucht, die 
Neuverplanung in den Wirtschafts- und Finanz- 
plänen des Ausgleichsfonds zusammen mit den 
Verplanungsresten auf den jeweils für ein 
Rechnungsjahr erforderlichen Bedarf zu be- 
schränken und dabei rechtzeitig zu berücksich- 
tigen, daß die Bereitstellung von Mitteln für 
die in den Tz. 147 und 148 genannten Leistun- 
gen zeitlich begrenzt ist. 

Die Glaubhaftmachung des Einheitswerts des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

48. (zu Tz. 157 bis 159) 

Die Ausgleichsbehörden entscheiden in freier 
Beweiswürdigung darüber, ob die für die Ent- 
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Scheidung maßgebenden Angaben der Antrag- : 
Steller als bewiesen oder glaubhaft gemacht an- 
zusehen sind. Der Bundesrechnungshof hat 
gegen das in den Tz. 157 und 158 dargelegte 
Verfahren der Ausgleichsbehörden Bedenken ^ 
erhoben und deft Präsidenten des Bundesaus- ' 
gleichsamtes gebeten, in dem Sinne der Aus- 
führungen der Tz. 159 auf die Ausgleichsämter . 
einzuwirken. Die Erörterungen sind noch nicht j 
abgeschlossen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Präsi- | 
denten des Bundesausgleichsamtes um einen 
Bericht ersucht. i 

I 

Sondervermögen Deutsche Bundespost | 
Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben j 

49. (zu Tz. 169) I 

Der Präsident des Bundesrechnunghofes hebt in | 
seinen Ausführungen u. a. hervor, daß nach 1 
dem Gesetz sowohl der Bundesminister der | 
Finanzen (§ 35 Abs. 4 Buchstabe h) als auch der ' 
Verwaltungsrat (§ 12 Abs. 1 Nr. 2) über die : 
nachträgliche Genehmigung zu beschließen | 
haben. Eine Haushaltsüberschreitung ist daher 
nicht ordnungsmäßig genehmigt, wenn einer I 
der beiden Beschlüsse ablehnend ist. 

Der Bundesrechnungshof hält es für unzutref- 
fend, daß bei einem Versagen der Genehmigung 
der über- und außerplanmäßigen Ausgaben ' 

durch den Bundesminister der Finanzen die Ge- 
nehmigung durch den Verwaltungsrat als die 
endgültige angesehen werden kann. Es bestehe 
vielmehr dann der sich aus § 84 RHO in Ver- 
bindung mit § 83 Abs. 1 RHO in der Fassung 
des § 35 PVwG festgelegte Anspruch auf 
Regreß. 

Der Haushaltsausschuß hat den Bundesminister j 
der Finanzen ersucht, wegen der Genehmigung | 
der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 

eine Stellungnahme des Kabinetts herbeizufüh- 
ren. 


Anlage D der Drucksache 1518 

Bericht des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes vom 24. Oktober 1959 
über seine Tätigkeit als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Arbeiten 

Aufbau der Bundesregierung 
und der Bundesverwaltung 

50. (zu Tz. 2 bis 35) 

Der Haushaltsausschuß empfiehlt die Ausfüh- 
rungen der Tz. 2 bis 35 den Bundesministerien 
zur besonderen Beachtung. 


Anlage E der Drucksache 1518 

Erklärung des Unterausschusses des 
Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages und des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über die Prü- 
fung der Jahresrechnung für das 
Rechnungsjahr 1956 über Einnahmen 
und Ausgaben des Bundesnachrich- 
tendienstes gemäß § 89 der Reichs- 
haushaltsordnung sowie Erklärung 
des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes über die Prüfung der 
Jahresrechnungen für das Rech- 
nungsjahr 1956 gemäß § 89 a. a. O. 

51. Von den Erklärungen — Drucksache 1518 
S. 153 — wird zustimmend Kenntnis genommen. 
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